
Bundesrat Drucksache 780/1/13

06.12.13

...
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln

Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de
ISSN 0720-2946

E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

R - AS

zu Punkt ... der 918. Sitzung des Bundesrates am 19. Dezember 2013

Verordnung zur Verwendung eines Formulars für die Erklärung über
die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei Prozess- und
Verfahrenskostenhilfe (Prozesskostenhilfeformularverordnung -
PKHFV)

A.

1. Der federführende Rechtsausschuss

empfiehlt dem Bundesrat,

der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe

folgender Änderung zuzustimmen:

Zur Anlage zu § 1 Absatz 1 (Formular und Hinweisblatt Ausfüllhinweis F

Satz 1 Nummer 1)

Die Anlage zu § 1 Absatz 1 ist wie folgt zu ändern:

a) Das Formular ist durch das als Anlage beigefügte Formular zu ersetzen.

b) Im Hinweisblatt ist im Ausfüllhinweis F Satz 1 Nummer 1 das Semikolon

durch die Wörter "und den Solidaritätszuschlag;" zu ersetzen.
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Begründung:

Das Formular gemäß § 1 Absatz 1 der Prozesskostenhilfeformularverordnung
nebst dazugehörigem Hinweisblatt wird in den kommenden Jahren millionen-
fach verwendet werden. Seine möglichst übersichtliche und nutzerfreundliche
Gestaltung ist Bedingung dafür, den durch ein fehler- oder lückenhaftes Aus-
füllen des Formulars bei den Antragstellerinnen und Antragstellern und bei den
Gerichten entstehenden unnötigen Zusatzaufwand möglichst weitgehend zu
vermeiden und der bedürftigen Partei den ungehinderten Zugang zu den Ge-
richten zu gewährleisten. Der Bundesrat erachtet den gemeinsamen Entwurf
des Bundesministeriums der Justiz und des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales für das Formular und das dazugehörige Hinweisblatt in diesem Sinne
zwar als grundsätzlich gelungen. Ungeachtet dessen hält er zur Optimierung
des Formulars und des Hinweisblattes jedoch die aus dem geänderten Formular
ersichtlichen Anpassungen sowie die Korrektur des Hinweisblattes für erfor-
derlich und auch unproblematisch umsetzbar. Der vorgesehene Umfang des
Formulars von vier Seiten wird eingehalten. Im Einzelnen:

1. Zu den nach § 115 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 Buchstabe a ZPO vom Ein-
kommen abzusetzenden Beträgen gehört auch der Solidaritätszuschlag
gemäß § 1 des Solidaritätszuschlaggesetzes. Um Rückfragen der Antrag-
stellerinnen und Antragsteller bei den Gerichten bzw. der Gerichte bei den
Antragstellerinnen und Antragstellern zu vermeiden, sind die Antragstelle-
rinnen und Antragsteller sowohl im Formular selbst als auch im Hinweis-
blatt zu dem Formular auf die Abzugsfähigkeit des Solidaritätszuschlages
hinzuweisen, woran es bislang fehlt. Gleichzeitig ist den Antragstellerin-
nen und Antragstellern im Formular die Möglichkeit der Eintragung des
von ihnen entrichteten Solidaritätszuschlages zu geben.

2. Der Hinweis darauf, dass die Abschnitte E bis J des Formulars nicht aus-
gefüllt werden müssen, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller
laufende Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem Zwölften Buch
Sozialgesetzbuch (Sozialhilfe) bezieht und das Gericht keine abweichende
Anordnung getroffen hat, wird, wenn er am Ende der ersten Seite des
Formulars positioniert wird, voraussichtlich in vielen Fällen übersehen
werden. Zudem gehört er thematisch zu den Angaben in den Abschnitten E
bis J. Der Hinweis sollte deshalb, wie noch im Referentenentwurf vorge-
sehen, an den Seitenanfang der Seite 2 des Formulars direkt vor den Ab-
schnitt E verschoben werden, da er dort anders als bisher sofort ins Auge
fällt. Zudem sollten die Wörter "Abschnitte E bis J" durch eine Unterstrei-
chung hervorgehoben werden, um zu verdeutlichen, dass nur diese Anga-
ben, nicht aber das Ausfüllen der übrigen Abschnitte, gegebenenfalls ent-
behrlich ist.

3. Durch das Verschieben des genannten Hinweises (vgl. vorherige Ziffer 2)
entsteht Raum für die Aufnahme einer fünften Zeile im Abschnitt D, die in
sehr vielen Fällen auch erforderlich sein wird (beispielsweise in einer Ein-
verdienerehe bereits ab dem vierten unterhaltsberechtigten Kind).
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4. Im Abschnitt E des Formulars sollte ferner wie aus der Anlage ersichtlich
die optische Verbindung der Antwortkästchen zu den Fragen 1 und 2 so-
wie den Fragen 3 und 4 aufgehoben werden. Diese Maßnahme betont die
Eigenständigkeit der insgesamt fünf gestellten Fragen und erhöht die
Übersichtlichkeit des Abschnitts E insgesamt. Dies wird dazu beitragen,
dass tatsächlich auch alle im Abschnitt G gestellten Fragen korrekt beant-
wortet werden und keine der Fragen - insbesondere nicht die Frage 5 - von
der Antragstellerin oder dem Antragsteller übersehen werden kann.

5. Durch das Verschieben des genannten Hinweises (vgl. obige Ziffer 2) ent-
fällt ferner die unpraktische und gestalterisch störende Trennung des Ab-
schnitts F. Der Abschnitt F kann und sollte - wie noch im Referentenent-
wurf vorgesehen - einheitlich auf der Seite 3 des Formulars positioniert
werden. Der hierfür erforderliche Platz wird dadurch geschaffen, dass im
Abschnitt G die Einleitung "Verfügen Sie oder Ihr Ehegatte/Ihre Ehegattin
bzw. Ihr eingetragener Lebenspartner/Ihre eingetragene Lebenspartnerin
allein oder gemeinsam über (…)" zu den Fragen 1 bis 6, die bislang bei je-
der einzelnen Frage jeweils wortlautidentisch wiederholt wird, "vor die
Klammer gezogen" wird. Diese Platz sparende Maßnahme erhöht zudem
insgesamt die Übersichtlichkeit des Abschnitts G erheblich und wird so
ebenfalls dazu beitragen können, unnötigen Aufwand durch Rückfragen zu
vermeiden. Im gleichen Zuge kann die Frage 3 daneben sprachlich den
Fragen 2 und 4 angeglichen werden, in dem die - auch nicht erforderli-
chen - Wörter "in Ihrem Eigentum stehende" gestrichen werden.

B.

2. Der Ausschuss für Arbeit und Sozialpolitik

empfiehlt dem Bundesrat,

der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.
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Anlage zur Drucksache 780/1/13

Bezeichnung, Ort und Geschäftsnummer des Gerichts:

Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse
bei Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe

– Belege sind in Kopie durchnummeriert beizufügen–

A Angaben zu Ihrer Person

Name, Vorname, ggf. Geburtsname Beruf, Erwerbstätigkeit Geburtsdatum Familienstand

Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort) Tagsüber tel. erreichbar unter Nummer

Sofern vorhanden: Gesetzlicher Vertreter (Name, Vorname, Anschrift, Telefon)

B Rechtsschutzversicherung/Mitgliedschaft

1. Trägt eine Rechtsschutzversicherung oder eine andere Stelle/Person (z. B. Gewerkschaft, Mieterverein, Sozialverband)
die Kosten Ihrer Prozess- oder Verfahrensführung?

Beleg
Nummer

Nein Ja:

In welcher Höhe? Wenn die Kosten in voller Höhe von einer Versicherung oder anderen Stelle/Person getragen werden, ist die
Bewilligung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe nicht möglich und damit die Beantwortung der weiteren Fragen nicht erforderlich.

2. Wenn nein: Besteht eine Rechtsschutzversicherung oder die Mitgliedschaft in einem Verein/einer Organisation
(z. B. Gewerkschaft, Mieterverein, Sozialverband), der/die die Kosten der beabsichtigten Prozess- oder Verfahrensführung
tragen oder einen Prozessbevollmächtigten stellen könnte?

Beleg
Nummer

Nein Ja:

Bezeichnung der Versicherung/des Vereins/der Organisation. Klären Sie möglichst vorab, ob die Kosten getragen werden. Bereits
vorhandene Belege über eine (Teil-)Ablehnung seitens der Versicherung/des Vereins/der Organisation fügen Sie dem Antrag bei.

C Unterhaltsanspruch gegenüber anderen Personen

Haben Sie Angehörige, die Ihnen gegenüber gesetzlich zur Leistung von Unterhalt verpflichtet sind (auch wenn
tatsächlich keine Leistungen erfolgen)? z. B. Mutter, Vater, Ehegatte/Ehegattin, eingetragene(r) Lebenspartner/Lebenspartnerin

Beleg
Nummer

Nein Ja:

Name des Unterhaltsverpflichteten. Bitte geben Sie auf einem weiteren Exemplar dieses Formulars seine persönlichen und
wirtschaftlichen Verhältnisse an, sofern diese nicht bereits vollständig aus den folgenden Abschnitten ersichtlich sind.

D Angehörige, denen Sie Bar- oder Naturalunterhalt gewähren
Name, Vorname, Anschrift
(sofern sie von Ihrer Anschrift abweicht)

Geburts-
datum

Verhältnis
(z. B. Ehe-
gatte, Kind,
Mutter)

Monatsbetrag in
EUR, soweit Sie den
Unterhalt nur durch
Zahlung gewähren

Haben diese Angehörigen
eigene Einnahmen? z. B.
Ausbildungsvergütung, Unterhalts-
zahlung vom anderen Elternteil usw.

Beleg
Nummer

1

Nein Ja:

mtl. EUR netto
2

Nein Ja:

mtl. EUR netto
3

Nein Ja:

mtl. EUR netto
4

Nein Ja:

mtl. EUR netto
5

Nein Ja:

mtl. EUR netto
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Wenn Sie laufende Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (Sozial-

hilfe) beziehen und den aktuellen Bescheid einschließlich des Berechnungsbogens vollständig beifügen,

müssen Sie die Abschnitte E bis J nicht ausfüllen, es sei denn, das Gericht ordnet dies an.

E Bruttoeinnahmen
Belege (z. B. Lohnbescheinigung, Steuerbescheid, Bewilligungsbescheid mit Berechnungsbogen) müssen in Kopie beigefügt werden.

1. Haben Sie Einnahmen aus (bitte die monatlichen Bruttobeträge in EUR angeben)

Beleg
Nummer

Beleg
Nummer

Nichtselbständiger
Arbeit?

Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Unterhalt? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Selbständiger Arbeit/
Gewerbebetrieb/ Land-
und Forstwirtschaft?

Nein Ja:

mtl. EUR brutto

Rente/Pension? Nein Ja:

mtl. EUR brutto

Vermietung und
Verpachtung?

Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Arbeitslosengeld? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Kapitalvermögen? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Arbeitslosengeld II? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Kindergeld/
Kinderzuschlag?

Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Krankengeld? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Wohngeld? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Elterngeld? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

2. Haben Sie andere Einnahmen? auch einmalige oder unregelmäßige

Wenn Ja, bitte Art, Bezugszeitraum und Höhe angeben
z.B. Weihnachts-/Urlaubsgeld jährlich, Steuererstattung jährlich, BAföG mtl.

Nein Ja Beleg
Nummer

EUR brutto

EUR brutto

3. Hat Ihr Ehegatte/eingetragener Lebenspartner bzw. Ihre Ehegattin/eingetragene Lebenspartnerin Einnahmen aus
(bitte die monatlichen Bruttobeträge in EUR angeben)

Beleg
Nummer

Beleg
Nummer

Nichtselbständiger
Arbeit?

Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Unterhalt? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Selbständiger Arbeit/
Gewerbebetrieb/Land-
und Forstwirtschaft?

Nein Ja:

mtl. EUR brutto

Rente/Pension? Nein Ja:

mtl. EUR brutto

Vermietung und
Verpachtung?

Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Arbeitslosengeld? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Kapitalvermögen? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Arbeitslosengeld II? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Kindergeld/
Kinderzuschlag?

Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Krankengeld? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Wohngeld? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

Elterngeld? Nein Ja:
mtl. EUR brutto

4. Hat Ihr Ehegatte/eingetragener Lebenspartner bzw. Ihre Ehegattin/eingetragene
Lebenspartnerin andere Einnahmen? auch einmalige oder unregelmäßige

Wenn Ja, bitte Art, Bezugszeitraum und Höhe angeben
z.B. Weihnachts-/Urlaubsgeld jährlich, Steuererstattung jährlich, BAföG mtl.

Nein Ja
Beleg

Nummer

EUR brutto

EUR brutto

5. Falls zu den Einnahmen alle Fragen verneint werden: Auf welche Umstände ist dies zurückzuführen? Wie bestreiten Sie
Ihren Lebensunterhalt? Angaben hierzu sind auf einem gesonderten Blatt beizufügen!
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F Abzüge Art der Abzüge bitte kurz bezeichnen (z. B. Lohnsteuer, Pflichtbeiträge, Lebensversicherung). Belege müssen in Kopie beigefügt werden.

1. Welche Abzüge haben Sie? Beleg
Nummer

2. Welche Abzüge hat Ihr Ehegatte/eing. Lebenspartner
bzw. Ihre Ehegattin/eingetragene Lebenspartnerin?

Beleg
Nummer

Steuern/Solidaritätszuschlag EUR mtl. Steuern/Solidaritätszuschlag EUR mtl.

Sozialversicherungsbeiträge EUR mtl. Sozialversicherungsbeiträge EUR mtl.

Sonstige Versicherungen EUR mtl. Sonstige Versicherungen EUR mtl.

Fahrt zur Arbeit (Kosten für öffentliche Verkehrs-
mittel oder einfache Entfernung bei KFZ-Nutzung) EUR mtl./KM

Fahrt zur Arbeit (Kosten für öffentliche Verkehrs-
mittel oder einfache Entfernung bei KFZ-Nutzung) EUR mtl./KM

Sonstige Werbungskosten/Betriebsausgaben EUR mtl. Sonstige Werbungskosten/Betriebsausgaben EUR mtl.

G Bankkonten/Grundeigentum/Kraftfahrzeuge/Bargeld/Vermögenswerte
Verfügen Sie oder Ihr Ehegatte/Ihre Ehegattin bzw. Ihr eingetragener Lebenspartner/Ihre eingetragene Lebenspartnerin
allein oder gemeinsam über …

1. Bank-, Giro-, Sparkonten oder dergleichen? Angaben zu allen Konten sind auch bei fehlendem Guthaben erforderlich.
Beleg

Nummer

Nein Ja:

Art des Kontos, Kontoinhaber, Kreditinstitut Kontostand in EUR

2. Grundeigentum? z. B. Grundstück, Haus, Eigentumswohnung, Erbbaurecht
Beleg

Nummer

Nein Ja:

Größe, Anschrift/Grundbuchbezeichnung, Allein- oder Miteigentum, Zahl der Wohneinheiten Verkehrswert in EUR

3. Kraftfahrzeuge? Beleg
Nummer

Nein Ja:

Marke, Typ, Baujahr, Anschaffungsjahr, Allein- oder Miteigentum, Kilometerstand Verkehrswert in EUR

4. Bargeld oder Wertgegenstände? z. B. wertvoller Schmuck, Antiquitäten, hochwertige elektronische Geräte
Beleg

Nummer

Nein Ja:

Bargeldbetrag in EUR, Bezeichnung der Wertgegenstände, Allein- oder Miteigentum Verkehrswert in EUR

5. Lebens- oder Rentenversicherungen? Beleg
Nummer

Nein Ja:

Versicherung, Versicherungsnehmer, Datum des Vertrages/Handelt es sich um eine zusätzliche
Altersvorsorge gem. Einkommensteuergesetz, die staatlich gefördert wurde („Riester-Rente“)? Rückkaufswert in EUR

6. sonstige Vermögenswerte? z. B. Bausparverträge, Wertpapiere, Beteiligungen, Forderungen
Beleg

Nummer

Nein Ja:

Bezeichnung, Allein- oder Miteigentum Verkehrswert in EUR
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H Wohnkosten Belege sind in Kopie beizufügen (z. B. Mietvertrag, Heizkostenabrechnung, Kontoauszüge)
Beleg

Nummer

1. Gesamtgröße des Wohnraums, den Sie allein oder gemeinsam mit anderen Personen bewohnen:
(Angabe in Quadratmeter)

2. Zahl der Zimmer:
3. Anzahl der Personen, die den Wohnraum
insgesamt bewohnen:

4. Nutzen Sie den Raum als Mieter oder in einem ähnlichen Nutzungs-
verhältnis? Wenn ja, bitte die nachfolgenden Angaben in EUR pro Monat ergänzen

Nein Ja

Miete ohne Nebenkosten Heizungskosten Übrige Nebenkosten Gesamtbetrag Ich allein zahle davon

5. Nutzen Sie den Raum als Eigentümer, Miteigentümer oder Erbbau-
berechtigter? Wenn ja, bitte die nachfolgenden Angaben in EUR pro Monat ergänzen

Nein Ja

Zinsen und Tilgung Heizungskosten Übrige Nebenkosten Gesamtbetrag Ich allein zahle davon

6. Genaue Einzelangaben zu der Belastung aus Fremdmitteln bei Nutzung als (Mit-)Eigentümer usw.
z. B. Datum des Darlehensvertrages, Darlehensnehmer, Kreditinstitut, Darlehensrate pro Monat, Zahlungen laufen bis ...

Beleg
Nummer

Restschuld in EUR Zinsen und Tilgung mtl.

Restschuld in EUR Zinsen und Tilgung mtl.

I Sonstige Zahlungsverpflichtungen Angabe, an wen, wofür, seit wann und bis wann die Zahlungen geleistet werden

z. B. Ratenkredit der ... Bank vom ... für …, Raten laufen bis ... / Belege (z. B. Darlehensvertrag, Zahlungsnachweise) sind in Kopie beizufügen

Beleg
Nummer

Restschuld in EUR Gesamtbelastung mtl. Ich allein zahle davon

Restschuld in EUR Gesamtbelastung mtl. Ich allein zahle davon

Restschuld in EUR Gesamtbelastung mtl. Ich allein zahle davon

J Besondere Belastungen Angaben sind zu belegen,

z. B. Mehrausgaben für körperbehinderten Angehörigen und Angabe des GdB/Mehrbedarfe gemäß § 21 SGB II und § 30 SGB XII

Beleg
Nummer

Ich allein zahle davon

Ich allein zahle davon

K Ich versichere hiermit, dass meine Angaben vollständig und wahr sind. Das Hinweisblatt zu diesem
Formular habe ich erhalten und gelesen.

Mir ist bekannt, dass unvollständige oder unrichtige Angaben die Aufhebung der Bewilligung von
Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe und eine Strafverfolgung nach sich ziehen können. Das Gericht
kann mich auffordern, fehlende Belege nachzureichen und meine Angaben an Eides statt zu versichern.

Mir ist auch bekannt, dass ich während des Gerichtsverfahrens und innerhalb eines Zeitraums von vier
Jahren seit der rechtskräftigen Entscheidung oder der sonstigen Beendigung des Verfahrens
verpflichtet bin, dem Gericht wesentliche Verbesserungen meiner wirtschaftlichen Lage oder eine
Änderung meiner Anschrift unaufgefordert und unverzüglich mitzuteilen. Bei laufenden Einkünften ist
jede nicht nur einmalige Verbesserung von mehr als 100 Euro (brutto) im Monat mitzuteilen. Reduzieren
sich geltend gemachte Abzüge, muss ich dies ebenfalls unaufgefordert und unverzüglich mitteilen, wenn
die Entlastung nicht nur einmalig 100 Euro im Monat übersteigt. Ich weiß, dass die Bewilligung der
Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe bei einem Verstoß gegen diese Pflicht aufgehoben werden kann,
und ich dann die gesamten Kosten nachzahlen muss.

Anzahl der beigefügten Belege:

Ort, Datum
Unterschrift der Partei oder Person, die sie
gesetzlich vertritt

Aufgenommen:

Unterschrift/Amtsbezeichnung
"
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